
Drucksache 10/6480 

17.11.86 

Sachgebiet 7 

Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 12. April 1986 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik Bulgarien 
über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

A. Zielsetzung 

Förderung und Schutz deutscher Kapitalanlagen im Ausland. 

B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Auslandsinvestitionen, insbeson-
dere durch Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünsti-
gung, Entschädigungspflicht bei Enteignung, freiem Transfer von 
Kapital und Erträgen, internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (42) — 651 09 — Ka 54/86 Bonn, den 14. November 1986 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. April 1986 zwischen der Bundes-

republik Deutschland und der Volksrepublik Bulgarien über die gegenseitige 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Vertrages und des zugehörigen Protokolls sowie eine 
Denkschrift zum Vertrag sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wi rtschaft und des Aus-
wärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 570. Sitzung am 7. November 1986 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 12. April 1986 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik Bulgarien 

über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Hannover am 12. April 1986 unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Volksrepublik Bulgarien über die gegenseitige Förde-
rung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
sowie dem Protokoll und dem Briefwechsel vom selben 
Tage wird zugestimmt. Der Vertrag, das Protokoll und der 
Briefwechsel werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land 
Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft . 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 11 
Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu-
geben. 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes Anwendung, da er sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da das im Vertrag 
vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf Steuern 
bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den 
Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 
Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwendung 
finden. Das Gesetz enthält daher die übliche Berlin

-

Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder-
nis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach 
seinem Artikel 11 Abs. 2 in Kra ft  tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh-
rung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. Auswirkun-
gen auf Einzelpreise und das Preisniveau ergeben sich 
nicht. 
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Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Volksrepublik Bulgarien 
über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Volksrepublik Bulgarien — 

in dem Wunsch, die wi rtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Investoren des einen Staates im Gebiet des anderen Staates 
zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß die vertragliche Förderung und der 
vertragliche Schutz dieser Kapitalanlagen in jedem der Vertrags-
staaten dem Ausbau der wi rtschaftlichen Zusammenarbeit 
dienen, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa — 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 
1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen" Anteilsrechte an Gesell-

schaften und andere Arten von Beteiligungen an Gesellschaf-
ten sowie alle sonstigen Vermögenswerte, die mit wi rtschaft-
licher Tätigkeit verbunden sind, insbesondere 

a) Eigentum und sonstige dingliche Rechte; 

b) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wi rtschaftlichen Wert haben; 

c) Urheberrechte, Rechte des gewerblichen Eigentums (wie 
Erfindungspatente, Handelsmarken, Handelsnamen), 
technische Verfahren, Know-how und Goodwill; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberüh rt , 
vorausgesetzt diese Änderung widerspricht nicht den Geset-
zen des jeweiligen Landes; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge" diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage gemäß Ziffer 1 für einen bestimmten Zeit-
raum als Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder 
andere Gebühren entfallen; 
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3. bezeichnet . der Begriff „Investoren" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

1. Deutsche mit Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Ver-
trags, 

2. jede juristische Person sowie jede Handelsgesellscha ft 
 oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 

Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Geltungsbereich 
dieses Vertrags hat und nach den Gesetzen zu Recht 
besteht, gleichviel, ob die Haftung ihrer Gesellschafter, 
Teilhaber oder Mitglieder beschränkt oder unbeschränkt 
und ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

in bezug auf die Volksrepublik Bulgarien: 

jede juristische Person sowie jede wi rtschaftliche Gesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Geltungsbereich die-
ses Vertrags hat und die eingetragen ist, soweit dies nach den 
bulgarischen Gesetzen erforderlich ist, gleichviel, ob ihre 
Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

die nach Maßgabe dieses Vertrags im Gebiet der anderen 
Vertragspartei Kapitalanlagen vornehmen. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Gebiet Kapitalanlagen von 
Investoren der anderen Vertragspartei nach Möglichkeit fördern. 

(2) Jede Vertragspartei wird Kapitalanlagen von Investoren der 
anderen Vertragspartei in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvor-
schriften zulassen. 

(3) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-
schriften einer Vertragspartei zugelassen sind, genießen den 

' Schutz dieses Vertrags. Erträge aus der Kapitalanlage genießen 
den gleichen Schutz. 

(4) Jede Vertragspartei wird Kapitalanlagen von Investoren der 
anderen Vertragspartei in jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Gebiet Kapitalanlagen von 
Investoren der anderen Vertragspartei nicht weniger günstig 
behandeln als Kapitalanlagen von Investoren dritter Länder. 

(2) Jede Vertragspartei wird Investoren der anderen Vertrags-
partei hinsichtlich deren Betätigung im Zusammenhang mit Kapi-
talanlagen in ihrem Gebiet nicht weniger günstig behandeln als 
Investoren dritter Länder. 

(3) Jede Vertragspartei wird in ihrem Gebiet Gesellschaften mit 
Beteiligung von Investoren der anderen Vertragspartei hinsichtlich 
deren Betätigung nicht weniger günstig behandeln als Gesell-
schaften mit Investoren dritter Länder. 

(4) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf die Vorrechte, die 
eine Vertragspartei gewährt 

— mit Rücksicht auf die Zugehörigkeit zu einer Zollunion, einer 
Freihandelszone oder einer Wi rtschaftsgemeinscha ft , 

— aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens oder sonsti-
ger Vereinbarungen über Steuerfragen. 

(5) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die außerhalb dieses 
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Vertrags zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine Regelung, durch die den Investoren der 
anderen Vertragspartei oder deren Kapitalanlagen eine günsti-
gere Behandlung als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so 
geht diese Regelung diesem Vertrag insoweit vor, als sie günsti-
ger ist. 

(6) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung ein-
halten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Investoren der 
anderen Vertragspartei in ihrem Gebiet übernommen hat. 

Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei genie-
ßen in dem Gebiet der anderen Vertragspartei vollen Schutz und 
Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei dürfen in 
dem Gebiet der anderen Vertragspartei nur auf Grund von Geset-
zen im öffentlichen Interesse und gegen Entschädigung enteignet 
werden. Die Entschädigung muß dem Wert der enteigneten Kapi-
talanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt entsprechen, in dem die 
Enteignung oder die bevorstehende Enteignung Öffentlich 
bekannt wurde. Die Entschädigung muß unverzüglich nach der 
Enteignung geleistet werden; sie muß tatsächlich verwertbar und 
frei transferierbar sein. 

(3) Die Rechtmäßigkeit der Enteignung wird auf Verlangen des 
Investors in einem ordentlichen Rechtsverfahren der Vertragspar-
tei, welche die Enteignungsmaßnahme getroffen hat, nachgeprüft. 
Bei Meinungsverschiedenheiten über die Höhe der Entschädi-
gung werden der Investor und die andere Vertragspartei zum 
Zwecke der Ermittlung des Wertes der enteigneten Kapitalanlage 
Konsultationen durchführen. Ist binnen drei Monaten nach Beginn 
der Konsultationen eine Einigung nicht erzielt worden, so wird die 
Höhe der Entschädigung auf Verlangen des Investors entweder in 
einem ordentlichen Rechtsverfahren der Vertragspartei, welche 
die Enteignungsmaßnahme getroffen hat, oder durch ein inter-
nationales Schiedsgericht nachgeprüft. 

(4) Investoren einer Vertragspartei, die durch Krieg oder son-
stige bewaffnete Auseinandersetzungen, Ausnahmezustand oder 
sonstige vergleichbare Ereignisse in dem Gebiet der anderen 
Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von 
dieser Vertragspartei hinsichtlich eventueller Rückerstattungen, 
Abfindungen oder sonstigen Gegenleistungen nicht weniger gün-
stig behandelt als, Investoren dritter Länder; Gesellschaften mit 
Beteiligung von Investoren der anderen Vertragspartei werden in 
diesen Fällen nicht weniger günstig behandelt als Gesellschaften 
mit Beteiligung von Investoren dritter Länder. Zahlungen sind frei 
transferierbar. 

(5) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegenhei-
ten genießen Kapitalanlagen und Investoren einer Vertragspartei 
im Gebiet der anderen Vertragspartei eine Behandlung, die nicht 
ungünstiger ist als die von Kapitalanlagen und Investoren derjeni-
gen dritten Staaten, die in dieser Hinsicht die beste Behandlung 
erfahren. 

Artikel 5 

, (1) Jede Vertragspartei gewährleistet den Investoren der ande-
ren Vertragspartei den freien Transfer von Zahlungen im Zusam-
menhang mit Kapitalanlagen, insbesondere des Kapitals, der 
Erträge und, im Falle der Liquidation oder des Verkaufs, des 
Liquidations- oder Verkaufserlöses. 
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(2) Der Transfer gemäß den Artikeln 4, 5 und 6 wird unverzüg-
lich zum jeweiligen Kurs des jeweiligen Landes durchgeführt. 

Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Investoren Zahlungen auf-
grund einer Gewährleistung für eine Kapitalanlage in dem Gebiet 
der anderen Vertragspartei, so erkennt diese andere Vertragspar-
tei, unbeschadet der Rechte der erstgenannten Vertragspartei 
aus Artikel 7, die Übertragung aller Rechte oder Ansprüche dieser 
Investoren kraft  Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die 
erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere Ver-
tragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle 
diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) an, wel-
che die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr 
Rechtsvorgänger unter Berücksichtigung der Gegenforderungen 
auszuüben berechtigt ist. Für den Transfer der an die betreffende 
Vertragspartei aufgrund der übertragenen Ansprüche zu leisten-
den Zahlungen gelten Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 5 sinngemäß. 

Artikel 7 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspar-
teien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestel-
len ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der 
Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die 
eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Mei-
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver-
tragspartei den Generalsekretär der Vereinten Nationen bi tten, 
die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der Gene-
ralsekretär die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags-
parteien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll 
der dienstälteste Untergeneralsekretär die Ernennungen vorneh-
men, der nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags-
parteien besitzt. 

(5) Der Obmann und die Mitglieder des Schiedsgerichts müs-
sen Angehörige eines Staates sein, mit dem beide Vertrags-
parteien diplomatische Beziehungen unterhalten. 

(6) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten des von ihr bestellten Mitglieds sowie ihrer Vertretung in 
dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns 
sowie die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertrags-
parteien zu gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann 
eine andere Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das 
Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 
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Artikel 8 

Dieser Vertrag gilt für Kapitalanlagen, die Investoren der einen 
Vertragspartei in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Gebiet nach dem 1. Januar 
1965 vorgenommen haben. 

Artikel 9 

(1) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im 
Zusammenhang mit Kapitalanlagen stehen, werden die Vertrags-
parteien die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei 
weder ausschalten noch behindern und, soweit erforderlich, 
Genehmigungen zur Durchführung der Transporte erteilen. 

(2) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den Auf-
enthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im Zusammen-
hang mit einer Kapitalanlage in das Gebiet der anderen Vertrags-
partei einreisen wollen, wohlwollend prüfen; das gleiche gilt für 
Arbeitnehmer der einen Vertragspartei, die im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage in das Gebiet der anderen Vertragspartei 
einreisen und sich do rt  aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als 
Arbeitnehmer auszuüben; auch Anträge auf Erteilung der Arbeits-
erlaubnis werden wohlwollend geprüft. 

Artikel 10 

Entsprechend dem Viermächteabkommen vom 3. September 
1971 wird dieser Vertrag in Übereinstimmung mit den festgeleg-
ten Verfahren auf Berlin (West) ausgedehnt. 

Artikel 11 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden in Sofia ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi-
kationsurkunden in Kraft . Er bleibt zehn Jahre lang in Kra ft ; nach 
deren Ablauf wird er auf unbegrenzte Zeit verlängert, sofern nicht 
eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag mit einer Kündi-
gungsfrist von zwölf Monaten schriftlich kündigt. 

Nach Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit gekün-
digt werden, bleibt jedoch nach erfolgter Kündigung noch ein Jahr 
in Kraft. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft-
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 10 noch für weitere fünfzehn Jahre vom Tage des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 

Geschehen zu Hannover am 12. April 1986 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 
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Protokoll 

Bei der Unterzeichnung des Vertrags über die gegenseitige 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Bulgarien haben die unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem 
folgende Vereinbarungen getroffen, die als Bestandteile des Ver-
trags gelten: 

(1) Zu Artikel 3 

Als „Betätigung" im Sinne des Artikels 3 ist insbesondere, aber 
nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Verwendung, der 
Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage anzusehen. Als 
eine „weniger günstige" Behandlung im Sinne des Artikels 3 ist 
insbesondere anzusehen: die Einschränkung des Bezugs von 
Roh- und Hilfsstoffen, Energie- und Brennstoffen sowie Produk-
tions- und Betriebsmitteln aller Art, die Behinderung des Absatzes 
von Erzeugnissen im In- und Ausland sowie sonstige Maßnahmen 
mit ähnlicher Auswirkung. Maßnahmen, die aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Volksgesundheit oder 
Sittlichkeit zu treffen sind, gelten nicht als „weniger günstige" 
Behandlung. 

(2) Zu Artikel 4 

a) Die Bestimmungen des Artikels 4 gelten auch für die Überfüh-
rung einer Kapitalanlage in öffentliches Eigentum, ihre Unter-
stellung unter öffentliche Aufsicht sowie jede andere Entzie-
hung oder eine solche Einschränkung von Vermögensrechten 
durch hoheitliche Maßnahmen, die in ihren Auswirkungen 
einer Enteignung gleichkommt. 

b) Das in Absatz 3 genannte internationale Schiedsgericht wird 
von Fall zu Fall gebildet, indem jede Streitpartei ein Mitglied 
bestellt und beide Mitglieder sich auf den Angehörigen eines 
dritten Staates als Obmann einigen. Die Mitglieder sind inner-
halb von zwei Monaten, der Obmann ist innerhalb von drei 
Monaten zu bestellen, nachdem die eine Streitpartei der ande-
ren mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschiedenheiten 
einem Schiedsgericht unterbreiten will. Werden die vorge-
nannten Fristen nicht eingehalten, so kann in Ermangelung 
einer anderen Vereinbarung jede Streitpartei den Vorsitzen-
den des internationalen Schiedsgerichts bei der Handelskam-
mer in Stockholm bi tten, die noch erforderlichen Ernennungen 
vorzunehmen. Der Obmann und die Mitglieder des Schieds-
gerichts müssen Angehörige eines Staates sein, mit dem 
beide Vertragsparteien diplomatische Beziehungen unter-
halten. 

Das Schiedsverfahren wird von dem Schiedsgericht selbst 
unter Anwendung der Schiedsgerichtsregeln der Kommission 
der Vereinten Nationen für Internationales Handelsrecht 
(UNCITRAL) vom 15. Dezember 1976 festgelegt. Das Gericht 
entscheidet mit Stimmenmehrheit; die Entscheidung ist end-
gültig und bindend; sie wird nach innerstaatlichem Recht 
vollstreckt. Die Entscheidung muß die Grundlage angeben, 
auf der sie ergangen ist; sie ist auf Verlangen der einen oder 
anderen Streitpartei zu begründen. 

Jede Streitpartei trägt die Kosten des von ihr bestellten Mit-
glieds und ihrer Vertretung in dem Schiedsverfahren; die 
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von 
beiden Streitparteien zu gleichen Teilen getragen. 

c) In den in Artikel 4 Absatz 3 genannten Konsultationen und 
Schiedsverfahren wird die betreffende Vertragspartei durch 
die jeweils zuständigen Ministerien vertreten. 
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(3) Zu Artikel 5 

a) Als „unverzüglich" durchgeführt im Sinne des Artikels 5 
Absatz 2 gilt der Transfer, der innerhalb der normalerweise zur 
Beachtung der Transferförmlichkeiten notwendigen Frist 
durchgeführt wird. Die Frist beginnt mit der Einreichung des 
entsprechenden Antrages und darf keinesfalls zwei Monate 
überschreiten. 

b) Der Ausdruck „Jede Vertragspartei gewährleistet den Investo-
ren der anderen Vertragspartei den freien Transfer von Zah-
lungen im Zusammenhang mit Kapitalanlagen, insbesondere 
des Kapitals, der Erträge und, im Falle der Liquidation oder 
des Verkaufs, des Liquidations- oder Verkaufserlöses" in Arti-
kel 5 bedeutet in bezug auf die Volksrepublik Bulgarien: 
Entsprechend den bei Unterzeichnung dieses Vertrags gelten-
den Devisenvorschriften der Volksrepublik Bulgarien werden 
Zahlungen gemäß Artikel 5 aus den Mitteln der gemischten 
Gesellschaft auf ihrem Devisenkonto in das Ausland transfe-
riert. Verfügt die gemischte Gesellschaft nicht ausreichend 
über Devisenguthaben für Zahlungen gemäß Artikel 5, so wird 
die Bulgarische Nationalbank die für den Transfer erforder-
lichen Devisen gegen Inlandswährung zur Verfügung stellen. 
Hinsichtlich des Transfers von Gewinnanteilen und Zinsen gilt 
dies dann, wenn die gemischte Gesellschaft mit Genehmi-
gung der zuständigen bulgarischen Behörden eine wi rtschaft

-liche Tätigkeit ausübt, als deren Ergebnis ganz oder teilweise 
Einnahmen in Inlandswährung erzielt werden. 

Geschehen zu Hannover am 12. April 1986 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 
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Der Bundesminister 
des Auswärtigen 
Bonn Hannover, den 12. April 1986 

Exzellenz, 

anläßlich der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Volksrepublik Bulgarien über die 
gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapi-
talanlagen beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Jede Vertragspartei sichert zu, daß gemischte Gesellschaften 
mit Beteiligung von Investoren der anderen Vertragspartei nicht 

weniger günstig behandelt werden als Gesellschaften ohne aus-
ländische Beteiligung. 

Genehmigen Sie den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten 
Hochachtung. 

Genscher 

An den 
Stellvertretenden Vorsitzenden 
des Ministerrats und Vorsitzenden 
des Wi rtschaftsrats beim Ministerrat 
der Volksrepublik Bulgarien, 
Herrn Ognjan Doinow 

(Übersetzung) 

Hannover, den 12. April 1986 Der Stellvertretende Vorsitzende 
des Ministerrats und Vorsitzende 
des Wi rtschaftsrats beim Ministerrat 
der Volksrepublik Bulgarien 
Ognjan Doinow 

Herr Bundesminister, 

ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen Briefs mit folgendem Inhalt zu bestätigen: 

(Es folgt der Text der einleitenden Note.) 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung. 

Ognjan Doinow 

An den 
Herrn Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 
Hans-Dietrich Genscher 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 
Der Investitionsförderungsvertrag mit Bulgarien spiegelt 
das Interesse beider Staaten wider, ihre wi rtschaft liche 
Zusammenarbeit zu verbessern. Private Kapitalanlagen 
sind in besonderem Maße geeignet, die wi rtschaft liche 
Entwicklung und Zusammenarbeit zu fördern. Investitio-
nen der privaten Wi rtschaft  vermitteln neben Risikokapital 
vor allem auch technisches Wissen und unternehmerische 
Erfahrung. In der Form der gemischten Gesellschaften 
(,,joint ventures") zielen sie auf eine langfristige Koopera-
tion zwischen dem ausländischen Investor und dem loka-
len Partner ab und eignen sich somit in besonderer Weise 
für eine dauerhafte und fruchtbare wi rtschaft liche Zusam-
menarbeit beider Länder. Nach bulgarischem Wirtschafts-
recht sind gemischte Gesellschaften bereits seit längerem 
zulässig. 
Ein Mittel zur Förderung von privaten Auslandsinvestitio-
nen ist der Abschluß von Investitionsförderungsverträgen. 
Diese Verträge dienen der Förderung und dem Schutz 
privater Kapitalanlagen, indem sie bestimmte Rahmenbe-
dingungen in völlkerrechtlich verbindlicher Form festlegen. 
Ihr Abschluß ist zudem eine wichtige Voraussetzung für 
weitere Förderungsmaßnahmen, z. B. die Übernahme von 
Bundesgarantien gegen politische Risiken. Nach den 
Bestimmungen des Haushaltsgesetzes kann der Bund zur 
Absicherung solcher Risiken bei förderungswürdigen Kapi-
talanlagen im Ausland Bürgschaften, Garantien und son-
stige Gewährleistungen in der Regel dann übernehmen, 
wenn zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Land, in dem die Kapitalanlage vorgenommen wird, eine 
Vereinbarung über die Behandlung von Kapitalanlagen 
besteht. 
Der deutsch-bulgarische Investitionsförderungsvertrag 
entspricht im wesentlichen dem deutschen Mustervertrag, 
der auch Grundlage der entsprechenden Verträge mit 
zahlreichen Entwicklungsländern ist. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 
Der Vertrag enthält 11 Artikel; ihm sind ein Protokoll und 
ein Briefwechsel beigefügt.  

Zu Artikel 1 
Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi-
talanlagen", „Erträge" und „Investoren". 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung enthält das allgemeine Prinzip einer 
gerechten und billigen Behandlung. Unter den Schutz des 
Vertrags fallen alle Kapitalanlagen, die in Übereinstim-
mung mit den Rechtsvorschriften des Gastlandes vor-
genommen worden sind. Erträge aus der Kapitalanlage 
genießen den gleichen Schutz. 

Zu Artikel 3 
Die Vertragsparteien sichern sich in dem Vertragswerk 
Meistbegünstigung und Inländerbehandlung zu. 

Der Grundsatz der Meistbegünstigung ist in Artikel 3 nie-
dergelegt. In Protokollnummer 1 werden einige Beispiele 
einer nach dem Vertrag unzulässigen Schlechterbehand-
lung aufgeführt. Günstigere Regelungen für den Investor, 
sei es nach dem Recht des Anlagelandes, sei es aufgrund 
völkerrechtlicher Verpflichtungen, gehen vor. Zugleich 
sichern sich die Vertragsparteien zu, daß Verpflichtungen 
einer Vertragspartei gegenüber einem Investor der ande-
ren Vertragspartei eingehalten werden. 
In einem Briefwechsel zum Vertrag sichern sich die Ver-
tragsparteien Inländerbehandlung bei gemischten Gesell-
schaften mit Beteiligung von Investoren der anderen Ver-
tragspartei zu. Diese dürfen nicht weniger günstig behan-
delt werden als einheimische Unternehmen. 

Zu Artikel 4 
Die Bestimmung setzt die wichtigsten Anforderungen an 
die Entschädigung im Falle einer Enteignung fest. Gemäß 
Protokollnummer 2 Buchstabe a gelten die Bestimmungen 
des Artikels 4 auch für enteignungsgleiche Eingriffe der 
öffentlichen Hand. Die Rechtmäßigkeit der Enteignung 
sowie die Höhe der Entschädigung werden nach Durch-
führung von Konsultationen mit der betreffenden Vertrags-
partei in einem ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft. 
Bei Meinungsverschiedenheiten über die Höhe der Enteig-
nungsentschädigung kann der Investor auch ein internatio-
nales Schiedsgericht anrufen. Das Verfahren hierfür ist im 
einzelnen in Protokollnummer 2 Buchstabe b geregelt. Bei 
Verlusten an Kapitalanlagen infolge Krieg oder sonstiger 
bewaffneter Auseinandersetzungen, Ausnahmezustand 
oder sonstiger vergleichbarer Ereignisse wird Meistbegün-
stigung zugesichert. Die Meistbegünstigung gilt außerdem 
für alle in Artikel 4 geregelten Angelegenheiten. 

Zu Artikel 5 
Die Bestimmung gewährleistet den freien und unverzügli-
chen Transfer von Kapital und Erträgen zum jeweils gülti-
gen Kurs. In der Protokollnummer 3 Buchstabe a ist der 
Begriff „unve rzüglich" näher erläutert. Die Protokollnum-
mer 3 Buchstabe b stellt in bezug auf die Volksrepublik 
Bulgarien fest, daß nach den do rt  geltenden Devisenvor-
schriften Zahlungen von dem Devisenkonto der gemisch-
ten Gesellschaft in das Ausland transferiert werden. Sind 
auf dem Devisenkonto nicht ausreichende Devisengut-
haben vorhanden, stellt die Bulgarische Nationalbank die 
erforderlichen Devisen zur Verfügung. Beim Transfer von 
Gewinnen und Zinsen gilt diese Garantie nur dann, wenn 
der Devisenmangel dadurch entsteht, daß die gemischte 
Gesellschaft Einnahmen mit Genehmigung der bulgari-
schen Behörden ganz oder teilweise in Inlandswährung 
erzielt. 

Zu Artikel 6 
Die Bestimmung stellt sicher, daß die Bundesrepublik 
Deutschland, wenn sie aus einer Garantie gegen politische 
Risiken für eine in der Volksrepublik Bulgarien vorgenom-
mene Kapitalanlage in Anspruch genommen wird, die auf 
sie übergegangenen Rechte des Investors im eigenen 
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Namen gegenüber dem Vertragspartner geltend machen 
kann (Grundsatz der Subrogation). 

Zu Artikel 7 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar-
teien über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 8 

Der Vertrag gilt auch für sogenannte Altinvestitionen, die 
nach dem 1. Januar 1965 in Übereinstimmung mit den 
maßgeblichen Rechtsvorschriften vorgenommen worden 
sind. Vor diesem Zeitpunkt waren in Bulgarien keine aus-
ländischen Investitionen zulässig. 

Zu Artikel 9 

Diese Bestimmung enthält einmal ein Diskriminierungsver-
bot hinsichtlich der Transportunternehmen der anderen 
Vertragspartei für Transpo rte im Zusammenhang mit Kapi-
talanlagen und zum anderen eine Wohlwollensklausel für 
die Erteilung von Einreise-, Aufenthalts- und Arbeitserlaub-
nissen im Zusammenhang mit Kapitalanlagen. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 enthält die  in  Verträgen mit den osteuropäischen 
Staatshandelsländern übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 11 

Der Vertrag bleibt zunächst zehn Jahre in Kra ft  und wird 
sodann — mit einer zwölfmonatigen Kündigungsfrist — auf 
unbegrenzte Zeit verlängert. Im Falle des Außerkrafttre-
tens des Vertrags genießen die bis dahin vorgenommenen 
Kapitalanlagen noch für weitere fünfzehn Jahre den im 
Vertrag festgelegten Schutz. 

Zu dem Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
zusätzlichen Regelungen, die im Zusammenhang mit dem 
jeweiligen Artikel des Vertrags erwähnt sind. Die Protokoll-
bestimmungen gelten als Bestandteil des Vertrags. 

Zu dem Briefwechsel 

In dem Briefwechsel zum Vertrag wird die Inländerbehand-
lung hinsichtlich der gemischten Gesellschaften mit Betei-
ligung von Investoren der anderen Vertragspartei zu-
gesichert. 




